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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
16. Wahlperiode

Drucksache 16 /351
(zu Drs. 16/227, 16/228,

16/231 und 16/237)
28. 06. 04

Bericht und Antrag des Haushalts- und Finanzausschusses (Land)

Haushaltsgesetze der Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2004 und 2005

Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung

Finanzplan der Freien Hansestadt Bremen 2003 bis 2007

I. Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses (Land)

1. Überweisung an den Haushalts- und Finanzausschuss (Land) sowie Über-
weisung an weitere Parlamentsausschüsse durch die Bürgerschaft (Land-
tag)

a) Haushaltsgesetze der Freien Hansestadt Bremen für die Haushalts-
jahre 2004 und 2005 (Mitteilungen des Senats vom 27. April 2004, Drs.
16/228, und vom 4. Mai 2004, Drs. 16/237), Haushaltspläne, Stellen-
pläne für die Haushaltsjahre 2004 und 2005, Produktgruppenhaushalte
für die Haushaltsjahre 2004 und 2005 sowie produktgruppenorientierte
Stellenpläne für die Haushaltsjahre 2004 und 2005

Die Bürgerschaft (Landtag) hat die Haushaltsgesetze 2004 und 2005
(Drs. 16/228), die ergänzenden §§ 8 und 9 der Haushaltsgesetze der
Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2004 und 2005, die
Haushaltspläne und die Stellenpläne für die Haushaltsjahre 2004 und
2005, einschließlich Produktgruppenplan (Mitteilungen des Senats vom
27. April 2004, Drs. 16/228, und vom 4. Mai 2004, Drs. 16/237) in ihrer
Sitzung am 5. Mai 2004 in erster Lesung beschlossen und zur Bera-
tung und Berichterstattung an den Haushalts- und Finanzausschuss
(Land) federführend überwiesen. Eine Überweisung erfolgte ferner
an die nachfolgend aufgeführten Parlamentsausschüsse:

— Rechtsausschuss,

— Ausschuss für Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen,

— Ausschuss für die Gleichberechtigung der Frau,

— Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, internatio-
nale Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit,

— Ausschuss für Informations- und Kommunikationstechnologien
und Medienangelegenheiten.

Die Ausschüsse wurden gebeten, dem Haushalts- und Finanzaus-
schuss zu berichten, der wiederum diese Berichte in seinen der Bür-
gerschaft  (Landtag)  vorzulegenden  Gesamtbericht  einzubeziehen
hatte.

b) Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung (Mitteilung des
Senats vom 27. April 2004, Drs. 16/227)

Der Senat hat mit seiner Mitteilung vom 27. April 2004 der Bürger-
schaft (Landtag) das Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsord-
nung vorgelegt. Die Bürgerschaft (Landtag) hat das Gesetz zur Ände-
rung der Landeshaushaltsordnung zur Beratung und Berichterstat-
tung an den Haushalts- und Finanzausschuss (Land) überwiesen.
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c) Finanzplan der Freien Hansestadt Bremen 2003 bis 2007 (Mitteilung
des Senats vom 27. April 2004, Drs. 16/231)

Der Senat hat mit seiner Mitteilung vom 27. April 2004 der Bürger-
schaft (Landtag) den Finanzplan der Freien Hansestadt Bremen 2003
bis 2007 vorgelegt. Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Finanzplan der
Freien Hansestadt Bremen 2003 bis 2007 am 5. Mai 2004 zur Beratung
und Berichterstattung an den Haushalts- und Finanzausschuss (Land)
überwiesen.

2. Beratungsverfahren im Haushalts- und Finanzausschuss (Land)

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) beauftragte zur Vorbereitung
seiner Einzelberatungen die für die jeweiligen Bereiche und Senatsbereiche
zu Beginn der Wahlperiode benannten Berichterstatter, mit den Vorsitzen-
den der zu beteiligenden Parlamentsausschüsse sowie mit den Sprecher-
innen und Sprechern der Fachdeputationen und darüber hinaus mit den
Fachressorts beziehungsweise mit den Bereichen sowie mit dem Senator
für Finanzen hinsichtlich der Einzel- und Stellenpläne, einschließlich der
Produktpläne, Gespräche zu führen und dem Haushalts- und Finanzaus-
schuss (Land) zu berichten. Die Berichte der Berichterstatter wurden in die
Einzelberatungen einbezogen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) hat seine Beratungen zu den
Entwürfen der Haushaltsgesetze und Haushaltspläne 2004 und 2005 am
7. Mai 2004 aufgenommen und am 28. Juni 2004 abgeschlossen.

3. Berichte und Anträge der beteiligten Parlamentsausschüsse an den Haus-
halts- und Finanzausschuss (Land)

a) Rechtsausschuss

Der Rechtsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 13. Mai 2004 mit
dem Einzelplan 01 (Justiz und Verfassung, Sport), dem Kapitel 0029
(Landesbeauftragter für den Datenschutz), dem Produktplan 11 (Jus-
tiz), dem Produktplan 06 (Datenschutz) sowie den Stellenplänen für
die Bereiche Justiz und Datenschutz befasst.

Der Ausschuss hat von den vorgelegten Haushaltsentwürfen Kennt-
nis genommen. Die Abgeordneten der SPD und der CDU haben keine
Einwände gegen die vorgelegten Entwürfe erhoben. Die Vertreter der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen lehnen sie aus grundsätzlichen Erwä-
gungen heraus ab.

b) Ausschuss für Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen
hat sich in seiner Sitzung am 14. Mai 2004 mit den ihm überwiesenen
Haushaltsentwürfen befasst. Anmerkungen dazu ergeben sich nach
der Beratung nicht.

c) Ausschuss für die Gleichberechtigung der Frau

Der Parlamentsausschuss für die Gleichberechtigung der Frau hat in
seiner Sitzung am 26. Mai 2004 die Haushaltsentwürfe der Bremischen
Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau
(Einzelplan 00, Kapitel 0045, Produktplan 08) beraten. Das Ergebnis
stellt sich zusammengefasst wie folgt dar:

Der Ausgabenansatz für die Bewirtschaftung der Grundstücke, Ge-
bäude und Räume wurde angesichts der aktuellen Entwicklung der
Kosten für Energie und Abwasser deutlich angehoben. Auch die Aus-
gabenhaushaltsstelle für Dienstreisen wurde erhöht. Die Haushalts-
ergebnisse der letzten Jahre haben gezeigt, dass die Ansätze nicht
ausreichend waren.

Soweit der Ausgabenansatz für Öffentlichkeitsarbeit erhöht wurde,
wird damit einer Forderung des Rechnungshofs entsprochen. Dieser
hatte gerügt, dass die ZGF in der Vergangenheit ihre Öffentlichkeits-
arbeit zu häufig mit Sponsorengeldern finanziert hat. Der gewählte
Ansatz entspricht dem Rechnungsergebnis für 2003.
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Für 2005 ist ein Haushaltsansatz für frauenpolitische Maßnahmen zur
Unterstützung der Beitrittsländer der EU geplant. Diese Ausgaben kom-
men nur zum Tragen, sofern entsprechende Maßnahmen von der EU
bewilligt und gegenfinanziert werden.

Die annähernde Verdoppelung des Ausgabenansatzes für Entgelte
der Telekommunikation soll Raum schaffen, technischen Neuerun-
gen, die gerade in diesem Bereich schnelles Handeln erfordern, zu
entsprechen und zeitnah Neuanschaffungen zu tätigen.

Nach Auffassung des Ausschusses sind die Haushaltsentwürfe für
den Bereich Gleichstellung der Frau nicht zu beanstanden. Sie geben
die finanzielle Situation insgesamt realistisch wieder.

Aus den vorgelegten Haushaltsentwürfen für 2004/2005 konnte der
Ausschuss ersehen, dass die Finanzierung der Beratungsstelle für die
Opfer der Zwangsprostitution finanziell nicht abgedeckt ist. Dazu hat
der Parlamentsausschuss für die Gleichberechtigung der Frau beschlos-
sen, nachdrücklich zu fordern, dass die Beratungsstelle ausreichend
finanziell abgesichert wird. Dabei ist es unerheblich, in welchem Res-
sort die Finanzierung dargestellt wird.

d) Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, internationale
Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit

Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, internatio-
nale Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit hat in seiner Sit-
zung vom 18. Mai 2004 die Haushaltsplanentwürfe der Bevollmäch-
tigten der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und für Europa be-
raten.

Nach Auffassung des Ausschusses haben mit Blick auf die gestiegene
Bedeutung der Bund-Länder-Beziehungen, insbesondere für das Land
Bremen, die Ausweitung der Europäischen Union und die Globali-
sierung die Aufgaben der Bevollmächtigten zugenommen. Aus die-
sem Grund wäre nach Meinung des Ausschusses eine Erhöhung der
Haushaltsmittel für die Bevollmächtigte gerechtfertigt. Der Ausschuss
bedauert, dass stattdessen aufgrund der angespannten Haushaltslage
der Haushalt der Bevollmächtigten weiter abgesenkt wurde.

Der Arbeitsmarkt im Land Bremen und die bremische Wirtschaft pro-
fitieren in erheblichem Umfang von der Arbeit der Bevollmächtigten
der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und für Europa – nicht zuletzt
im Hinblick auf die Akquisition von Drittmitteln. Der Ausschuss hält
es insofern für angebracht, über eine Umschichtung von Haushalts-
mitteln zugunsten des Haushalts der Bevollmächtigten nachzuden-
ken.

e) Ausschuss für Informations- und Kommunikationstechnologie und
Medienangelegenheiten

Der Ausschuss für Informations- und Kommunikationstechnologie und
Medienangelegenheiten hat in seiner Sitzung am 28. Mai 2004 die
Haushaltspläne 2004 und 2005 im Hinblick auf das Landesprogramm
„Bremen in T.I.M.E.“ beraten.

Der  Ausschuss  begrüßt  den  im  Einzelplan  07  (Wirtschaft)  unter
dem Kapitel 0709, Titel 891 60-0 und Titel 891 65-0 für das Landes-
programm insgesamt ausgewiesenen Mittelanschlag.

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) hat die unter a) bis e) wieder-
gegebenen Stellungnahmen und Berichte der Ausschüsse zur Kenntnis
genommen und in seine Beratungen einbezogen.

II. Beratung der im Haushalts- und Finanzausschuss (Land) vorgelegten Ände-
rungsanträge der Fraktionen

Die Bürgerschaft (Landtag) hat in ihrer Sitzung am 5. Mai 2004 ihr Einverständ-
nis erklärt, dass die bei der Verwaltung der Bürgerschaft noch eingehenden
Anträge und Änderungsanträge zu den Haushalten 2004 und 2005 unmittelbar
an den Haushalts- und Finanzausschuss (Land) zur Beratung und Berichter-
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stattung weitergeleitet werden. Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land)
hat die Änderungsanträge beraten.

1. Änderungsanträge der Fraktionen der SPD und der CDU

Die Fraktionen der SPD und der CDU haben Änderungsanträge zu folgen-
den Produktplänen und -bereichen vorgelegt:

— Bürgerschaft (01),

— Bevollmächtigte der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und für
Europa (05),

— Senator für Bildung und Wissenschaft – Bereiche Bildung (21) und
Wissenschaft (24),

— Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales – Berei-
che Arbeit (31), Jugend und Soziales (41), Gesundheit (51)

— Senator für Bau und Umwelt (68),

— Senator für Wirtschaft und Häfen – Bereich Wirtschaft (71),

— Senator für Finanzen – Bereiche Finanzen (91), Allgemeine Finanzen
und Personal (92) und Investitionssonderprogramm (94).

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) hat die in der Anlage 1 im
Einzelnen dargestellten Änderungsanträge beraten und beschlossen. Sie
wurden teils einstimmig und teils mehrheitlich der Bürgerschaft (Landtag)
zur  Annahme  empfohlen.  Hinsichtlich  der  Abstimmungsergebnisse  im
Haushalts- und Finanzausschuss (Land) wird auf die Anlage 1 verwiesen.

2. Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat für die Beratungen in den Haus-
halts- und Finanzausschüssen (Land und Stadt) Änderungsanträge zu den
nachfolgend aufgeführten Produktplänen eingebracht:

— Bevollmächtigte der Freien Hansestadt Bremen beim Bund und für
Europa (05),

— Senator für Bildung und Wissenschaft – Bereich Bildung (21),

— Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales – Be-
reich Arbeit (31),

— Senator für Bau und Umwelt (68),

— Senator für Wirtschaft und Häfen – Bereich Wirtschaft (71).

Die Änderungsanträge werden in der Anlage 2 dargestellt. Die zu den
Ausschussberatungen eingebrachten Änderungsanträge der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen wurden vom Haushalts- und Finanzausschuss (Land)
gegen die Stimmen der Ausschussmitglieder der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen und bei Enthaltung des Abgeordneten Wedler (FDP) von den Aus-
schussmitgliedern der Fraktionen der SPD und CDU abgelehnt. Die Ab-
stimmungsergebnisse im Haushalts- und Finanzausschuss (Land) werden
in der Anlage 2 wiedergegeben.

III. Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung, Mitteilung des Senats vom
27. April 2004 (Drs. 16/227)

Der  Haushalts-  und  Finanzausschuss  (Land)  hat  das  Gesetz  zur  Änderung
der Landeshaushaltsordnung (Mitteilung des Senats vom 27. April 2004, Drs.
16/227) in seiner Sitzung am 28. Juni 2004 beraten. Die Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen hat einen Antrag auf Änderung der Landeshaushaltsordnung mit
dem Ziel einer Ergänzung in § 18 LHO vorgelegt. Danach sollen Kreditermäch-
tigungen nach Ablauf des Haushaltsjahres nur nach Zustimmung des Haus-
halts- und Finanzausschusses im Einzelfall in Anspruch genommen werden
können. Die Ausschussmitglieder haben sich in der Abstimmung zu diesem
Antrag der Stimme enthalten.

Der  Haushalts- und Finanzausschuss (Land) empfiehlt der Bürgerschaft (Land-
tag), dem Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung zuzustimmen.
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IV. Finanzplan der Freien Hansestadt Bremen von 2003 bis 2007, Mitteilung des
Senats vom 27. April 2004 (Drs. 16/231)

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) hat den Finanzplan der Freien
Hansestadt Bremen 2003 bis 2007 (Mitteilung des Senats vom 27. April 2004,
Drs. 16/231) in seiner Sitzung am 16. Juni 2004 beraten und zur Kenntnis ge-
nommen.

V. Antrag und Beschlussempfehlungen des Haushalts- und Finanzausschusses
(Land)

1. Änderungsanträge der Fraktionen der SPD und der CDU

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) empfiehlt der Bürgerschaft
(Landtag) mehrheitlich, den Änderungsanträgen der Fraktionen der SPD
und der CDU zu den Haushaltsgesetzen der Freien Hansestadt Bremen für
die Haushaltsjahre 2004 und 2005, den Haushalts- und Stellenplänen für
die Haushaltsjahre 2004 und 2005, den Produktgruppenhaushalten für die
Haushaltsjahre 2004 und 2005 und den produktgruppenorientierten Stellen-
plänen für die Haushaltsjahre 2004 und 2005 gemäß Anlage 1 zuzustim-
men.

2. Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) empfiehlt der Bürgerschaft
(Landtag) mehrheitlich, die Änderungsanträge der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen zu den Haushaltsgesetzen der Freien Hansestadt Bremen für
die Haushaltsjahre 2004 und 2005, den Haushalts- und Stellenplänen für
die Haushaltsjahre 2004 und 2005, zu den Produktgruppenhaushalten für
die Haushaltsjahre 2004 und 2005 und zu den produktgruppenorientierten
Stellenplänen für die Haushaltsjahre 2004 und 2005 gemäß Anlage 2 ab-
zulehnen.

3. Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bremen für
die Jahre 2004 und 2005 (Drs. 16/228 und 16/237)

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) empfiehlt der Bürgerschaft
(Landtag) bei Zustimmung der Ausschussmitglieder der Fraktionen der
SPD und der CDU und Ablehnung der Ausschussmitglieder der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen sowie des Abgeordneten Wedler (FDP), die Haus-
haltsgesetze der Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2004
und 2005, die Haushalts- und Stellenpläne für die Haushaltsjahre 2004 und
2005, die Produktgruppenhaushalte für die Haushaltsjahre 2004 und 2005
und die produktgruppenorientierten Stellenpläne für die Haushaltsjahre
2004 und 2005, einschließlich der auf die jeweilige Gebietskörperschaft
entfallenden Angaben in den Produktgruppenplänen und Produktgruppen-
stellenplänen, unter Berücksichtigung der Änderungen unter II. 1. (An-
lage 1) zu beschließen.

4. Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung

Der Haushalts- und Finanzausschuss (Land) empfiehlt der Bürgerschaft
(Landtag), das Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung zu be-
schließen.

Karoline Linnert

(Vorsitzende)

Anlagen
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